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Etudes historiques hongroises 197S publiees ä l'occasion du XIVe Congres Inter-
national des Sciences Historiques par la Commission Nationale des 
Historiens Hongrois. 2 Bde. Akademiai Kiadó. Budapest 1975. 663, 639 S. 

Seit 1955 legen die ungarischen Historiker zu jedem Internationalen Histori-
kerkongreß eine Sammelpublikation vor, die nicht nur dazu dienen soll, die 
internationale wissenschaftliche Öffentlichkeit über den gegenwärtigen Stand 
der Geschichtsforschung in Ungarn zu unterrichten, sondern die auch eigene 
Untersuchungen über diejenigen Fragen enthält, mit denen sich der einzelne 
Kongreß jeweils besonders eingehend zu beschäftigen hat.1 Die hier anzuzei-
gende Veröffentlichung zum Historikerkongreß von San Francisco wird einge-
leitet mit einem Überblick über die Entwicklung der Geschichtswissenschaft in 
Ungarn, vornehmlich im 19. und 20. Jh. (Zsigmond Pal P a c h , Ervin 
P a m l e n y i : „Les sciences historiques en Hongrie"; Bd I, S. 17—36); für die 
nichtungarischen Kollegen wichtig sind vor allem die Hinweise auf die Themen, 
denen sich die ungarische Historiographie in diesem Zeitraum zugewendet hat, 
und auf die Institutionen und Organisationen, die in Ungarn zur Förderung 
historischer Arbeiten eingerichtet wurden. 

Von den folgenden 37 Beiträgen dürften für die Leser der „Zeitschrift für 
Ostforschung" diejenigen Studien von besonderem Interesse sein, die sich mit 
der Habsburgermonarchie und der Ersten Tschechoslowakischen Republik be-
schäftigen. Peter H a n a k untersucht die ergebnislos gebliebenen Versuche 
der Wiener Regierung, im Jahre 1860, also nach dem Scheitern der zentralisti-
schen Politik des Neoabsolutismus, zu einem „Ausgleich" mit der ungarischen 
Reichshälfte zu kommen, deren Befriedung in dem Jahrzehnt seit der Nieder-
schlagung der Märzrevolution mißlungen war („The First Attempt at the 
Austro-Hungarian Compromise, 1860"; Bd I, S. 567—599). H. macht darauf 
aufmerksam, daß das Resultat dieser Versuche, das Oktoberdiplom von 1860, 
von den ungarischen Führungsschichten — im Unterschied zur Reichsleitung in 
Wien — nicht als eine endgültige Regelung verstanden wurde, sondern nur als 
ein erster Schritt auf dem Weg zu einer solchen dauerhaften Vereinbarung. 
Diese unterschiedliche Auslegung war schuld daran, daß es nicht gelang, den 
Vorschriften dieses Diploms entsprechend den Gesamtstaat neu zu organi-
sieren. Aber für die ungarische Geschichte ist nach H. nicht dieser Mißerfolg 
des Versuchs von 1860 entscheidend gewesen, sondern die Tatsache, daß hier 
zum ersten Male dualistische Vorstellungen bei der Formulierung eines habs-
burgischen Staatsgrundgesetzes berücksichtigt worden waren; dies hat es dann 
beiden Seiten erleichtert, im Jahre 1867 zu einem Kompromiß zu gelangen. — 
Istvän D i ó s z e g i skizziert die Haltung der parlamentarischen Opposition in 
Budapest zur österreichisch-ungarischen Außenpolitik seit Beginn des 20. Jhs. 
(„The Independence Opposition and the Monarchy's Foreign Policy, 1900— 
1914"; Bd II, S. 207—238). D. zeigt, daß die regierenden Liberalen wie die in 
der Opposition befindliche Unabhängigkeitspartei in der Beurteilung der außen-
politischen Möglichkeiten der Habsburgermonarchie weitgehend miteinander 
übereinstimmten; die Unabhängigkeitspartei lehnte allerdings — was nach den 
Erfahrungen von 1849 sogar verständlich ist — noch entschiedener als die Li-
beralen jeden Einfluß Rußlands auf die Entwicklung im Donauraum und auf 
dem Balkan ab. Im übrigen aber wurden in der parlamentarischen wie in der 
publizistischen Auseinandersetzung zwischen Regierung und Opposition außen-
politische Themen vornehmlich in taktischer Absicht verwendet: die unter -

1) Vgl. die Besprechung der „Etudes historiques 1970" in: ZfO 21 (1972), 
S. 581 f. 




